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                    Stand: 

Zustimmung zur Feststellung 

06. Januar 2017 

 

ENTWURF 

 

V e r o r d n u n g 

 

über den Bebauungsplan Stellingen 62 

Vom ...      

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2415), 
zuletzt geändert am 20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1722, 1731), in Verbindung mit § 3 Absätze 1 und 3 
sowie § 5 Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung vom 30. November 1999 
(HmbGVBl. S. 271), zuletzt geändert am 13. Februar 2015 (HmbGVBl. S. 39), 
§ 81 Absatz 1 Nummer 2 der Hamburgischen Bauordnung vom 14. Dezember 2005 
(HmbGVBl. S. 525, 563), zuletzt geändert am 17. Februar 2016 (HmbGVBl. S. 63), 
§ 4 Absatz 3 Satz 1 des Hamburgischen Gesetzes zur Ausführung des Bundesnaturschutzgesetzes 
vom 11. Mai 2010 (HmbGVBl. S. 350, 402), zuletzt geändert am 13. Mai 2014 (HmbGVBl. S. 167), in 
Verbindung mit § 9 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 des Bundesnaturschutzgesetzes vom 29. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert am 18. Juli 2016 (BGBl.  I S. 1666), sowie § 1, § 2 Absatz 1 und 
§ 3 der Weiterübertragungsverordnung-Bau vom 8. August 2006 (HmbGVBl. S. 481), zuletzt geändert 
am 5. April 2013 (HmbGVBl. S. 142, 147) wird verordnet:  

§ 1 

(1) Der Bebauungsplan Stellingen 62 für den Geltungsbereich zwischen südlichem Sportplatzring, 
Stellinger Steindamm und Basselweg (Bezirk Eimsbüttel, Ortsteil 321) wird festgestellt. 

 Das Gebiet wird wie folgt begrenzt: 

 Stellinger Steindamm – Nordgrenze des Flurstücks 3098 – West-, Nord- und Ostgrenzen des 
Flurstücks 4259 – Sportplatzring – Basselweg – Sportplatzring – Westgrenze des Flurstücks 
4757 – West- und Nordgrenzen des Flurstücks 1130 – Süd- und Westgrenzen des Flurstücks 
4754 – Dörpkamp – Sportplatzring – Süd- und Westgrenzen des Flurstücks 3099 – Südgren-
zen der Flurstücke 3096 und 3097 der Gemarkung Stellingen (Bezirk Eimsbüttel, Ortsteil 321).  

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die ihm beigegebene Begründung sowie 
die zusammenfassende Erklärung gemäß § 10 Absatz 4 des Baugesetzbuchs werden beim 
Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt. 

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen: 

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung sowie die zusammenfassende Erklärung kön-
nen beim örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden kostenfrei eingese-
hen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie 
gegen Kostenerstattung erworben werden. 

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeichneten Vermögensnachteile ein-
getreten sind, kann ein Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er kann die 
Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung 
schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch er-
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lischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in 
Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs 
herbeigeführt wird. 

3. Unbeachtlich werden 

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächen-
nutzungsplans und 

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Mängel des Abwägungs-
vorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung des Bebauungsplans 
schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die Ver-
letzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 

§ 2 

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nachstehende Vorschriften: 

1. In den Mischgebieten sind in den Teilgebieten mit der Bezeichnung "MI3", "MI4" und "MI5" im 
Erdgeschoss Wohnungen ausgeschlossen. 

2. In den Mischgebieten sind Gartenbaubetriebe, Tankstellen und Vergnügungsstätten nach 
§ 6 Absatz 2 Nummern 7 und 8 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 
23. Januar 1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt geändert am 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548, 1551), 
Bordelle und bordellartige Betriebe sowie Verkaufsräume und -flächen, deren Zweck auf den 
Verkauf von Artikeln mit sexuellem Charakter ausgerichtet ist, unzulässig. Ausnahmen für 
Vergnügungsstätten nach § 6 Absatz 3 BauNVO werden ausgeschlossen. 

3. In den allgemeinen Wohngebieten werden Ausnahmen für Gartenbaubetriebe und Tankstellen 
ausgeschlossen. 

4. In den allgemeinen Wohngebieten kann die festgesetzte Grundflächenzahl für bauliche Anla-
gen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, 
in dem Teilgebiet mit der Bezeichnung "WA1" bis zu einer Grundflächenzahl von 0,5, in dem 
Teilgebiet mit der Bezeichnung "WA2" bis zu einer Grundflächenzahl von 0,4, in dem Teilge-
biet mit der Bezeichnung "WA3" bis zu einer Grundflächenzahl von 0,9 und in dem Teilgebiet 
mit der Bezeichnung "WA4" bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8 überschritten werden. In 
den Mischgebieten kann die festgesetzte Grundflächenzahl für bauliche Anlagen unterhalb 
der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, bis zu einer 
Grundflächenzahl von 1,0 überschritten werden. 

5. In den allgemeinen Wohngebieten und in den Mischgebieten sind oberhalb der festgesetzten 
Vollgeschosse weitere Geschosse unzulässig. 

6. In den allgemeinen Wohngebieten ist eine Überschreitung der Baugrenzen für untergeordnete 
Bauteile wie Vordächer und Balkone bis zu einer Tiefe von 1 m zulässig. Die Überschreitun-
gen dürfen insgesamt nicht mehr als die Hälfte der jeweiligen Fassadenfront des jeweiligen 
Baukörpers betragen.  

In den Mischgebieten sind Balkone im Bereich von öffentlichen Straßenverkehrsflächen unzu-
lässig. Eine Überschreitung der Baugrenzen für untergeordnete Bauteile wie Erker und die 
Herstellung von passivem Schallschutz ist bis zu einer Tiefe von 1 m zulässig. Die Über-
schreitungen dürfen insgesamt nicht mehr als die Hälfte der jeweiligen Fassadenfront des je-
weiligen Baukörpers betragen. Im Bereich von öffentlichen Straßenverkehrsflächen müssen 
Auskragungen eine lichte Höhe von mindestens 3,5 m über der öffentlichen Straßenverkehrs-
fläche einhalten. 

In den allgemeinen Wohngebieten und in den Mischgebieten sind Überschreitungen der Bau-
grenzen für Terrassen bis zu einer Tiefe von 3 m zulässig. 
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7. In den allgemeinen Wohngebieten mit den Bezeichnungen "WA1", "WA3", "WA4" und in den 
Mischgebieten sind Stellplätze nur in Tiefgaragen und nur innerhalb der hierfür festgesetzten 
Flächen zulässig. Im allgemeinen Wohngebiet mit der Bezeichnung "WA2" sind Stellplätze 
und Tiefgaragen außerhalb der hierfür festgesetzten Flächen unzulässig. 

8. In den Baugebieten sind die Dächer der Gebäude als Flachdächer oder flach geneigte Dächer 
bis zu einer Neigung von 20 Grad herzustellen und mit einem mindestens 8 cm starken 
durchwurzelbaren Substrataufbau zu versehen und zu begrünen. Ausgenommen sind Flä-
chen für Dachterrassen, für Belichtung oder für technische Anlagen bis zu einer Höhe von  
1,5 m auf maximal 40 vom Hundert (v.H.) der Dachfläche.  

9. Die Oberkante von Tiefgaragen einschließlich ihrer Überdeckung darf nicht über die natürliche 
Geländeoberfläche herausragen. 

10. In den Mischgebieten sind bei den mit „(A)“ bezeichneten Gebäuden Schlafräume zur lärmab-
gewandten Gebäudeseite zu orientieren. Wohn-Schlafräume in Ein-Zimmer-Wohnungen und 
Kinderzimmer sind wie Schlafräume zu beurteilen. Wird an den Gebäudeseiten ein Pegel von 
70 dB(A) am Tag erreicht oder überschritten, sind vor den Fenstern der zu dieser Gebäu-
deseite orientierten Wohnräume bauliche Schallschutzmaßnahmen in Form von verglasten 
Vorbauten (zum Beispiel verglaste Loggien, Wintergärten) oder vergleichbare Maßnahmen 
vorzusehen. 

11. In den Mischgebieten sind gewerbliche Aufenthaltsräume – hier insbesondere die Pausen- 
und Ruheräume – durch geeignete Grundrissgestaltung den lärmabgewandten Gebäudesei-
ten zuzuordnen. Soweit die Anordnung an den vom Verkehrslärm abgewandten Gebäudesei-
ten nicht möglich ist, muss für diese Räume ein ausreichender Schallschutz an Außentüren, 
Fenstern, Außenwänden und Dächern der Gebäude durch bauliche Maßnahmen geschaffen 
werden. 

12. In den allgemeinen Wohngebieten sind bei den mit „(B)“ bezeichneten Gebäuden durch An-
ordnung der Baukörper oder durch geeignete Grundrissgestaltung die Wohn- und Schlafräu-
me den lärmabgewandten Gebäudeseiten zuzuordnen. Sofern eine Anordnung aller Wohn- 
und Schlafräume einer Wohnung an den lärmabgewandten Gebäudeseiten nicht möglich ist, 
sind vorrangig die Schlafräume den lärmabgewandten Gebäudeseiten zuzuordnen. Für die 
Räume an den lärmzugewandten Gebäudeseiten muss ein ausreichender Schallschutz durch 
bauliche Maßnahmen an Außentüren, Fenstern, Außenwänden und Dächern der Gebäude 
geschaffen werden.  

Für Schlafräume an lärmzugewandten Gebäudeseiten ist durch geeignete bauliche Schall-
schutzmaßnahmen wie z.B. Doppelfassaden, verglaste Vorbauten (z.B. verglaste Loggien, 
Wintergärten), besondere Fensterkonstruktionen oder in ihrer Wirkung vergleichbare Maß-
nahmen sicherzustellen, dass durch diese baulichen Maßnahmen insgesamt eine Schallpe-
geldifferenz erreicht wird, die es ermöglicht, dass in Schlafräumen ein Innenraumpegel bei 
teilgeöffneten Fenstern von 30 dB(A) während der Nachtzeit nicht überschritten wird. Erfolgt 
die bauliche Schallschutzmaßnahme in Form von verglasten Vorbauten, muss dieser Innen-
raumpegel bei teilgeöffneten Bauteilen erreicht werden. Wohn-/Schlafräume in Ein-Zimmer-
Wohnungen und Kinderzimmer sind wie Schlafräume zu beurteilen. 

13. In den Mischgebieten und in den allgemeinen Wohngebieten ist bei den mit „(C)“ bezeichne-
ten Gebäuden für einen Außenbereich einer Wohnung entweder durch Orientierung an lärm-
abgewandten Gebäudeseiten oder durch bauliche Schallschutzmaßnahmen wie zum Beispiel 
verglaste Vorbauten mit teilgeöffneten Bauteilen sicherzustellen, dass durch diese baulichen 
Maßnahmen insgesamt eine Schallpegelminderung erreicht wird, die es ermöglicht, dass in 
dem der Wohnung zugehörigen Außenbereich ein Tagpegel von kleiner 65 dB(A) erreicht 
wird. 

14. In den Mischgebieten und in den allgemeinen Wohngebieten ist bei den mit „(D)“ bezeichne-
ten, zum südlichen Sportplatzring und zum Basselweg orientierten Gebäudeseiten die Fassa-
dengestaltung mit hochschallabsorbierenden Materialien vorzunehmen. 

15. Das festgesetzte Geh- und Fahrrecht zwischen Sportplatzring und Stellinger Steindamm um-
fasst die Befugnis der Freien und Hansestadt Hamburg, einen allgemein zugänglichen Geh- 
und Radweg herzustellen und zu unterhalten. 

Die festgesetzten Geh-, Fahr- und Leitungsrechte zwischen Sportplatzring und Planstraße 1 
und auf den Flurstücken 3099 und 4259 der Gemarkung Stellingen umfassen die Befugnis der 
Freien und Hansestadt Hamburg, allgemein zugängliche Geh- und Fahrwege herzustellen und 
zu unterhalten, die Befugnis der Hamburger Stadtentwässerung, unterirdische öffentliche 
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Sielanlagen herzustellen und zu unterhalten, ferner die Befugnis der Ver- und Entsorger, un-
terirdische Leitungen zu verlegen und zu unterhalten sowie die Befugnis der Stadtreinigung, 
die Flächen zu befahren.  

Das festgesetzte Geh- und Fahrrecht auf dem Flurstück 2194 der Gemarkung Stellingen um-
fasst ein Geh- und Fahrrecht für die Feuerwehr zur Erschließung der Flurstücke 4754 und 
4767 der Gemarkung Stellingen.  

Geringfügige Abweichungen von den festgesetzten Geh-, Fahr- und Leitungsrechten können 
zugelassen werden. 

16. Die nicht überbauten und nicht für Erschließungswege beanspruchten Flächen von Tiefgara-
gen sind mit einem mindestens 50 cm starken durchwurzelbaren Substrataufbau zu versehen 
und gärtnerisch anzulegen. Sofern Bäume angepflanzt werden, muss der Substrataufbau im 
Bereich der Bäume auf einer Fläche von mindestens 12 m2 mindestens 1 m betragen.  

17. Für die zu erhaltenden Einzelbäume sind bei Abgang Ersatzpflanzungen mit standortgerech-
ten Bäumen mit einem Stammumfang von mindestens 18 cm, gemessen in 1 m Höhe über 
dem Erdboden, vorzunehmen. Außerhalb der öffentlichen Straßenverkehrsflächen sind Ge-
ländeaufhöhungen oder Abgrabungen im Kronenbereich dieser Bäume unzulässig. 

18. In den allgemeinen Wohngebieten ist je angefangene 500 m2 Grundstücksfläche ein kleinkro-
niger Baum oder für je angefangene 1.000 m2 Grundstücksfläche ein großkroniger Baum zu 
pflanzen. Der Stammumfang muss bei kleinkronigen Bäumen mindestens 14 cm und bei 
großkronigen Bäumen mindestens 18 cm, jeweils gemessen in 1 m Höhe über dem Erdbo-
den, betragen. Für die anzupflanzenden Bäume sind standortgerechte Laubgehölze zu ver-
wenden und zu erhalten.  

19. Auf den privaten Grundstücksflächen sind Gehwege in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau 
herzustellen. Feuerwehrzufahrten und -aufstellflächen auf zu begrünenden Flächen sind in 
vegetationsfähigem Aufbau (zum Beispiel Schotterrasen, Rasengittersteine etc.) herzustellen. 

20. Bauliche und technische Maßnahmen, wie z.B. Drainagen, die zu einer dauerhaften Absen-
kung des vegetationsverfügbaren Grundwassers führen, sind unzulässig. 

21. Für Ausgleichsmaßnahmen (Ersatz des Trockenrasenbiotops) wird den als Parkanlage (FHH) 
festgesetzten Flächen auf dem Flurstück 3311 das außerhalb des Bebauungsplangebiets lie-
gende Flurstück 613 der Gemarkung Niendorf zugeordnet. 

§ 3 

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebauungspläne aufgehoben. 
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